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112. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 

Das Sparkassenbuch Nr. 303 104 327, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, ist verloren gegangen. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, innerhalb von drei Monaten vom Datum des Aufgebo-
tes seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Sparkasse Schwerte geltend zu machen, da 
andernfalls das Buch für kraftlos erklärt wird. 
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113. Bekanntmachung 

Wechsel eines Ratsmitgliedes 

Das Ratsmitglied Herr Hubert Freistühler, geb. am 28.05.1947 in Schwerte, hat am 26.10.2009 den 
Verzicht auf sein Mandat im Rat der Stadt Schwerte mit sofortiger Wirkung erklärt. 

Aufgrund des § 45 Kommunalwahlgesetz wird festgestellt, dass der in der Reserveliste der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands unter Nummer 12 aufgeführte Herr Karl-Friedrich Pautz, geb. am 01.04.1961 
in Schwerte, wohnhaft in Schwerte, Sonnenstr. 15, Nachfolger als Ratsmitglied wird. 

Gegen diese Entscheidung kann 

a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 

b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl 
teilgenommen haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 

binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Entscheidung Einspruch erheben, wenn sie die Entscheidung 
über die Gültigkeit der Feststellung gem. § 40 Absatz 1 Buchstaben a bis c Kommunalwahlgesetz für 
erforderlich halten. 

Der Einspruch ist beim Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 

Schwerte, 30.10.2009 

Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 

gez.  
Heinrich Böckelühr 
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114. Bekanntmachung 

Wahlordnung 
für die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 

Der Rat der Stadt Schwerte hat in seiner Sitzung am 28.10.2009 aufgrund von § 11 der Satzung für den 
Integrationsrat der Stadt Schwerte folgende Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates 
der Stadt Schwerte beschlossen: 

§ 1  
Geltungsbereich/Zuständigkeit 

(1) Das Stadtgebiet von Schwerte bildet das Wahlgebiet. Das Wahlgebiet besteht aus einem Stimmbezirk. 

(2) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegt dem Hauptverwaltungsbeamten/der Hauptverwal-
tungsbeamtin (Bereiche „Zentrale Dienste“ und „Soziales und Generationen“). 

§ 2  
Wahlorgane 

Wahlorgane sind 

 der Hauptverwaltungsbeamte/die Hauptverwaltungsbeamtin als Wahlleiter/Wahlleiterin, 

 die Vertretung des Hauptverwaltungsbeamten/der Hauptverwaltungsbeamtin als stellvertretende/r 
Wahlleiter/Wahlleiterin, 

 der Wahlausschuss, 

 der Wahlvorsteher und der Wahlvorstand,  

 der Briefwahlvorsteher und der Briefwahlvorstand. 

§ 3  
Wahlausschuss 

Der Wahlausschuss besteht aus dem Wahlleiter/der Wahlleiterin als Vorsitzende/r, drei Wahlberechtigten 
unterschiedlicher Nationalität, sowie drei vom für den Bereich Soziales zuständigen Ausschuss benannten 
Ratsvertretern. 

Die drei Wahlberechtigten werden vom bestehenden Ausländerbeirat/Integrationsrat benannt. 

§ 4  
Wahlvorstand und ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Der Wahlvorstand besteht aus dem/der Wahlvorsteher/-in, dem/der stellvertretenden Wahlvorsteher/-in, 
dem/der Schriftführer/-in und vier Beisitzern/-innen. Der Hauptverwaltungsbeamte/die Hauptverwal-
tungsbeamtin beruft die Mitglieder des Wahlvorstandes. Dem Wahlvorstand können neben Wahlberech-
tigten auch Bürger und Bürgerinnen angehören. 

(2) Der Wahlvorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Wahlvorstehers/-in den Ausschlag. 

(3) Die Mitglieder der Wahlvorstände üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus. 
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§ 5  
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind mit Ausnahme der in § 6 bezeichneten Personen  

1. Ausländer, 

2. Deutsche, wenn die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 3 Absatz 1 Nummern 2, 3, 4, 4a und 5 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes frühestens fünf Jahre vor dem Tag der Wahl erworben worden ist. 

Darüber hinaus müssen die Personen am Wahltag 

1. 16 Jahre alt sein, 

2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und  

3. seit mindestens dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 
 

Wahlberechtigte Personen nach Satz 1 Nummer 2 müssen sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das 
Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nachweis über die Wahlberechtigung zu führen. 

(2) Die Eintragung in das Melderegister gilt regelmäßig als Nachweis des rechtmäßigen Aufenthalts. 

§ 6  
Wahlrechtsausschluss 

Nicht wahlberechtigt sind 

1. Ausländer 

1.1. auf die das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 Absatz 2, Nummern 2 und 3 keine Anwendung fin-
det, 

1.2. die Asylbewerber/Asylbewerberinnen sind, 

2. Deutsche, die nicht von § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erfasst sind. 

§ 7  
Wählbarkeit 

Wählbar sind mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs alle Wahlberechtigten sowie alle Bürger und 
Bürgerinnen der Stadt Schwerte. 

§ 8  
Wahltag 

(1) Die Wahl findet an einem Sonntag, spätestens innerhalb von sechzehn Wochen nach dem Beginn der 
Wahlzeit des Rates statt. 

(2) Die Wahlzeit dauert von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

(3) Der Wahltermin wird vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin spätestens am 90. Tag vor der Wahl festge-
legt und bekannt gemacht. 
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§ 9  
Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung auf. 
 
Wahlvorschläge können von Wahlberechtigten oder Bürgerinnen und Bürgern eingereicht werden. 
 
Diese Wahlvorschlagsberechtigten können nur einen Wahlvorschlag einreichen. Wahlvorschläge dürfen 
nur von Wahlberechtigten unterstützt werden, die nicht Wahlbewerber sind. 

(2) Als Wahlbewerber kann jede/r Wahlberechtigte sowie jede/r Bürgerin und Bürger der Stadt Schwerte 
benannt werden, sofern er/sie vorher seine/ihre Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich. 

(3) Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe unter-
zeichnet sein. 

(4) Der Wahlvorschlag muss Vornamen und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, 
den Beruf oder Stand und die Anschrift der Hauptwohnung der/des Wahlbewerbers/-in enthalten. 
Bei einem Listenwahlvorschlag muss die Reihenfolge der zu wählenden Kandidaten/-innen festgelegt 
sein. 

(5) Jeder Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvorschlag“ oder als „Einzelbewerber/-in“ gekennzeichnet und 
mit einer Bezeichnung des Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des 
ersten Bewerbers/der ersten Bewerberin an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung. 

(6) Jede Liste muss unabhängig von der Zahl der Bewerber/-innen durch die Unterschrift von 20 Wahlbe-
rechtigten unterstützt werden. Jede/r Einzelkandidat/-in muss durch die Unterschrift von 10 Wahlberech-
tigten unterstützt werden. Unterschriften sind eigenhändig und handschriftlich abzugeben. Jeder Wahlbe-
rechtigte darf mit seiner Unterschrift nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Mehrfachunterstützungen 
für verschiedene Wahlvorschläge sind bei allen Wahlvorschlägen ungültig. Die Unterzeichner müssen in 
Block- oder Maschinenschrift Vornamen und Familiennamen, Geburtsdatum und Anschrift der Haupt-
wohnung angeben. 

(7) In jedem Listenwahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson 
bezeichnet sein. 

(8) Für die Wahlvorschläge und die Unterstützungsunterschriften sind die Formblätter zu verwenden, die die 
Bereiche „Zentrale Dienste“ und „Soziales und Generationen“ bereithalten.  

(9) Wahlvorschläge können bis zum 34. Tag vor der Wahl, 15.00 Uhr, beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin 
eingereicht werden. Der Wahlleiter/die Wahlleiterin prüft die Wahlvorschläge und legt sie dem Wahl-
ausschuss zur Entscheidung vor (§ 3). Die zugelassenen Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter/von der 
Wahlleiterin mit den in Absatz 4 genannten Merkmalen, jedoch ohne Tage und Monat der Geburt, be-
kannt gemacht. 

(10) Der Wahlvorschlag ist in Block- oder Maschinenschrift in lateinischen Buchstaben abzufassen. 

§ 10  
Stimmzettel 

Die Einzelbewerber werden mit Namen, Vornamen, Beruf und Staatsangehörigkeit in den Stimmzettel 
aufgenommen. Die Listenwahlvorschläge werden mit der Bezeichnung des Wahlvorschlages aufgenommen. 
Zusätzlich werden Name, Vorname, Beruf und Staatsangehörigkeit der ersten 5 auf der Liste genannten 
Bewerber/Bewerberinnen aufgeführt. Die Wahlvorschläge erscheinen in der Reihenfolge des Eingangs der 
vollständigen Unterlagen beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin auf dem Stimmzettel. 
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§ 11  
Wählerverzeichnis und Wahlschein 

(1) Für das Wahlgebiet/den Stimmbezirk wird ein Wählerverzeichnis geführt. 

(2) In das Wählerverzeichnis werden alle Personen eingetragen, bei denen am 35. Tag vor der Wahl fest-
steht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind. Von Amts wegen sind auch die nach dem Stichtag bis 
zum 16. Tag vor der Wahl zugezogenen und bei der Meldebehörde gemeldeten Wahlberechtigten in das 
Wählerverzeichnis einzutragen. Die Wahlberechtigten erhalten eine Wahlbenachrichtigung bis zum 21. 
Tag vor der Wahl. 

(3) Die Wahlberechtigten sind im Wählerverzeichnis mit Familien- und Vornamen, Geburtsdatum, Staats-
angehörigkeit und Anschrift aufgeführt. Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender Nummer nach 
Straßen und Hausnummern alphabetisch angelegt. 

(4) Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl, an einem Tag mindestens bis 18.00 
Uhr, zur öffentlichen Einsicht ausgelegt. Termin und Ort der Auslegung werden öffentlich bekannt ge-
macht. 

(5) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Auslegungsfrist 
einen Antrag auf Änderung des Wählerverzeichnisses stellen. Bis zum Ende der Auslegungsfrist ist Ein-
spruch möglich, der schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Wahlleiter/der Wahlleiterin einzulegen ist. 

(6) Über den Einspruch gegen das Wählerverzeichnis entscheidet der Wahlleiter/die Wahlleiterin endgültig. 
Die Entscheidung schließt die Erhebung eines Einspruchs im Wahlprüfungsverfahren nicht aus. 

§ 12  
Durchführung der Wahl 

(1) Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

(2) Der Wähler/Die Wählerin hat eine Stimme. 

(3) Zur Wahl ist die Wahlbenachrichtigung mitzubringen und auf Verlangen hat sich der/die Wahlberechtig-
te gegenüber dem Wahlvorstand über seine/ihre Person auszuweisen. 

(4) Für die Briefwahl gelten die §§ 26 und 27 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 

§ 13  
Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung 

(1) Der Wahlausschuss stellt nach vorangegangener Vorprüfung der Wahlniederschrift auf Vollständigkeit 
und Ordnungsmäßigkeit durch den Wahlleiter/die Wahlleiterin unverzüglich nach der Wahl das Wahler-
gebnis und die Sitzverteilung nach dem d’ Hondtschen Höchstzahlverfahren fest. Er ist dabei an die Ent-
scheidungen des Wahlvorstandes gebunden, jedoch berechtigt, Rechenfehler zu berichtigen.  
Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze, als Bewerber/-innen benannt sind, wer-
den diese Sitze ebenfalls nach dem d’ Hondtschen Verfahren an die folgenden Listen/Kandidaten verge-
ben. Im Falle gleicher Höchstzahlen entscheidet das vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin in der Wahl-
ausschusssitzung zu ziehende Los. 
 
Wenn ein/e gewählte/r Bewerber/in die Annahme der Wahl ablehnt bzw. die Wahl nicht annehmen kann 
oder wenn ein Mitglied aus dem Integrationsrat ausscheidet, so wird der Sitz aus derjenigen Liste be-
setzt, für die der/die Ausgeschiedene bei der Wahl angetreten ist. Ist der/die Ausgeschiedene bei der 
Wahl nicht als Bewerber/-in für eine Liste aufgetreten oder ist die Liste erschöpft, so bleiben die betref-
fenden Sitze unbesetzt. Die Mitgliederzahl des Integrationsrates vermindert sich entsprechend. 

(2) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin macht das Ergebnis unverzüglich bekannt, benachrichtigt die gewählten 
Bewerber/-innen und fordert sie schriftlich auf, die Wahl binnen einer Woche anzunehmen. 
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(3) Für die Annahmeerklärung, den Mandatsverlust (einschließlich Verzicht) und die Ersatzbestimmung 
gelten die Regelungen des KWahlG in der jeweiligen Fassung entsprechend. 

§ 14  
Wahlprüfung 

(1) Wird gegen die Gültigkeit der Wahl Einspruch erhoben, so entscheidet der für die Kommunalwahlen 
gebildete Wahlprüfungsausschuss über den Einspruch. Eine Prüfung von Amts wegen erfolgt nicht.  

(2) Ein Einspruch kann von jedem Wahlberechtigten sowie allen Bürgern und Bürgerinnen binnen eines 
Monats nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin erhoben wer-
den. Die Entscheidung über den Einspruch ist binnen eines Monats nach Ablauf der Frist für die Ein-
spruchserhebung zu treffen. 

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften des KWahlG in der jeweiligen Fassung entsprechend. 

§ 15  
Amtssprache 

Die Amtssprache ist deutsch. 

§ 16  
Inkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt nach der Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Schwerte und Bekanntmachung 
der Satzung für den Integrationsrat der Stadt Schwerte in Kraft. Die Wahlordnung für die Wahl der Mitglie-
der des Ausländerbeirates der Stadt Schwerte vom 22.12.1994 einschl. des 1. Nachtrages vom 01.06.1999 
tritt gleichzeitig außer Kraft. 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Die vorstehende Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates der Stadt Schwerte vom 
29.10.2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die o. g. Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 
stimmt mit dem am 28.10.2009 gefassten Beschluss des Rates überein. 
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Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 29.10.2009 

gez.  
Böckelühr 
Bürgermeister 
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115. Bekanntmachung 

Satzung für den Integrationsrat der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 

Aufgrund des § 27 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit gültigen Fassung 
hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 28.10.2009 die nachfolgende Satzung für den Integrati-
onsrat der Stadt Schwerte beschlossen: 

§ 1  
Kompetenzen und Aufgaben 

(1) Die Stadt Schwerte richtet nach Maßgabe dieser Satzung zur Mitwirkung der Ausländerinnen und 
Ausländer an den kommunalen Willensbildungsprozessen einen Integrationsrat ein.  

(2) Der Integrationsrat kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Insbesondere wird er 
sich mit der Lösung der Probleme beschäftigen, die sich aus dem Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher kultureller Herkunft ergeben. Er strebt dabei die soziale, rechtliche und politische Gleich-
stellung aller an. Für Angelegenheiten, die die Interessen der Migranten als solche berühren, ist der In-
tegrationsrat in die Beratungsfolge des Rates aufzunehmen. 

(3) Auf Antrag des Integrationsrates ist eine Anregung oder Stellungnahme des Integrationsrates dem Rat 
oder einem seiner Ausschüsse vorzulegen.  

(4) Der Integrationsrat hat das Recht, Anfragen an die Verwaltung zu stellen.  

(5) Der Integrationsrat soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder der Verwaltung vorgelegt 
werden, Stellung nehmen. 

(6) Die Verwaltung leitet Vorlagen, die die in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Angelegenheiten betreffen, vor 
der Beratung im Rat oder Ausschüssen dem Integrationsrat zur Behandlung zu. Rat oder Ausschüsse be-
handeln solche Vorlagen der Verwaltung nur, wenn der Integrationsrat zuvor Stellung genommen hat. 

(7) Der Integrationsrat betreibt seine Öffentlichkeitsarbeit selbständig im Rahmen des § 14 dieser Satzung. 

(8) Der Integrationsrat wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er berät über alle Haushalts-
ansätze, die seine Aufgaben betreffen und kann dazu Vorschläge und Anregungen machen. 

(9) Darüber hinaus kann der Rat dem Integrationsrat weitere Aufgaben in allen Angelegenheiten, die die 
Interessen der Migranten als solche berühren, zuweisen. 

(10) Dem Integrationsrat sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung zu 
stellen. 

§ 2  
Vorsitzende/-r und Stellvertreter 

Der Integrationsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden/eine Vorsitzende, einen ersten Stellvertre-
ter/eine erste Stellvertreterin und einen zweiten Stellvertreter/eine zweite Stellvertreterin. Gewählt ist 
derjenige/diejenige, für den/die in geheimer Abstimmung mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen abgege-
ben worden ist. Erreicht niemand diese Mehrheit, so ist nach einem weiteren Wahlgang derjenige/diejenige 
gewählt, der/die die meisten Stimmen auf sich vereinigt hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Entsprechendes gilt für die Wahl der Stellvertreter.  
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§ 3  
Teilnahme- und Rederecht in kommunalen Gremien 

Der/Die Vorsitzende des Integrationsrates oder ein anderes vom Integrationsrat benanntes Mitglied ist 
berechtigt, bei der Beratung der Angelegenheiten nach § 1 Absatz 3 an der Sitzung des jeweiligen Gremiums 
teilzunehmen. Auf sein/ihr Verlangen ist ihm/ihr das Wort zu erteilen. 

§ 4  
Vorschlagsrecht für Ratsausschüsse 

Der Integrationsrat schlägt dem Rat für alle Ausschüsse, soweit rechtlich möglich, je ein Mitglied und 
eine/einen Stellvertreterin/Stellvertreter als sachkundige/-n Einwohner/-in gemäß § 58 Absatz 4 der Gemein-
deordnung vor.  

§ 5  
Bildung von Arbeitskreisen 

Der Integrationsrat kann für die Beratung bestimmter Themen dauernd oder vorübergehend Arbeitskreise 
bilden. Mitglieder der Arbeitskreise müssen nicht Mitglieder des Integrationsrates sein. Auf Beschluss eines 
Arbeitskreises können an den Sitzungen auch sonstige sachkundige Personen teilnehmen. Der/Die Vorsit-
zende ist aus dem Kreis der Beiratsmitglieder zu wählen.  

§ 6  
Zahl der Mitglieder und Amtszeit 

(1) Der Integrationsrat setzt sich aus 12 gewählten Mitgliedern und 6 vom Rat bestellten Ratsmitgliedern 
zusammen. Die gewählten Mitglieder werden von den wahlberechtigten ausländischen Einwohnerinnen 
und Einwohnern und denjenigen Deutschen, die ihre deutsche Staatsangehörigkeit frühestens fünf Jahre 
vor dem Tag der Wahl erworben haben und sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das Wählerver-
zeichnis haben eintragen lassen, in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl für die 
Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder als Einzelbewerber gewählt.  

(2) Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bisherigen Mitglieder ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt des neu 
gewählten Integrationsrates weiter aus. 

(3) Jede Liste stellt für ihre gewählten Mitglieder maximal gleich viele allgemeine Stellvertre-
ter/Stellvertreterinnen. Gewählte Einzelkandidaten werden nicht vertreten. Für jedes Ratsmitglied ist ein 
stellvertretendes Ratsmitglied zu benennen.  

§ 7  
Ständige Beratungspersonen und Sachverständige 

(1) Die Verwaltung nimmt in beratender Funktion an den Sitzungen des Integrationsrates teil. 

(2) Zur Sitzung des Integrationsrates können zusätzlich Sachverständige eingeladen werden, sofern es die 
jeweilige Tagesordnung für geboten erscheinen lässt oder die Mehrheit der Mitglieder des Beirates es 
wünscht. 
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§ 8  
Wahlberechtigte 

(1) Wahlberechtigt sind 

1. Ausländer, 

2. Deutsche, wenn die deutsche Staatsangehörigkeit gemäß § 3 Absatz 1 Nummern 2, 3, 4, 4a und 5 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes frühestens fünf Jahre vor dem Tag der Wahl erworben worden ist. 

Darüber hinaus müssen die Personen am Wahltag 

1. 16 Jahre alt sein, 

2. sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet rechtmäßig aufhalten und  

3. seit mindestens dem sechzehnten Tag vor der Wahl in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben. 

Wahlberechtigte Personen nach Satz 1 Nummer 2 müssen sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl in das 
Wählerverzeichnis eintragen lassen. Sie haben den Nachweis über die Wahlberechtigung zu führen. 

(2) Nicht wahlberechtigt sind 

1. Ausländer 

a. auf die das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 Absatz 2, Nummern 2 und 3 keine Anwendung 
findet, 

b. die Asylbewerber sind, 

2. Deutsche, die nicht von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 erfasst sind. 

(3) Wählbar sind mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs alle Wahlberechtigten sowie alle Bür-
ger/Bürgerinnen der Gemeinde. 

(4) Die Wahl ist auch als Briefwahl möglich. 

§ 9  
Wahltermin 

Die Wahl findet spätestens innerhalb von sechzehn Wochen nach dem Beginn der Wahlzeit des Rates statt.  

§ 10  
Anlehnung an Kommunalwahlgesetz 

Für die Wahl zum Integrationsrat gelten die §§ 2, 5 Absatz 1, §§ 9 - 13, 24 - 27, 29, 30, 34 - 46, 47 Satz 1 
und § 48 des Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 

§ 11  
Wahlordnung 

Für die Durchführung der Wahl im Rahmen der §§ 8 - 10 wird eine Wahlordnung beschlossen. Dabei ist  
§ 27 Absatz 11, Satz 2 der Gemeindeordnung zu beachten. 
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§ 12  
Geschäftsordnung 

Der Integrationsrat regelt seine inneren Angelegenheiten, soweit notwendig, durch eine Geschäftsordnung. 
Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung des Rates entsprechend.  

§ 13  
Rechtsstellung der Integrationsratsmitglieder 

Für die Rechtsstellung der gewählten Mitglieder des Integrationsrates gelten die §§ 30, 31, 32 Absatz 2, §§ 
33, 43, Absatz 1, § 44 und § 45 mit Ausnahme des Absatz 4 Nummer 1 der Gemeindeordnung entsprechend. 

§ 14  
Geschäftsführung des Integrationsrates 

(1) Die Stadt Schwerte stellt für den Integrationsrat zur Erledigung seiner Aufgaben einen Geschäftsfüh-
rer/eine Geschäftsführerin zur Verfügung.  

(2) Der Geschäftsführer/die Geschäftsführerin des Integrationsrates erhält die Einladungen und Sitzungspro-
tokolle aller Ausschuss- und Ratssitzungen; soweit gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen, werden 
diese den Beiratsmitgliedern auf Anfrage zur Verfügung gestellt. 

(3) Der Integrationsrat wird an der Besetzung der Stelle des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin sowie 
bei der Einstellung von Personal für die Durchführung von Aufgaben im Rahmen der  
Migrations- und Integrationsarbeit beteiligt. 

§ 15  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung für den 
Ausländerbeirat vom 01.06.1999 außer Kraft. 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Die vorstehende Satzung für den Integrationsrat der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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Die o. g. Satzung für den Integrationsrat der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 stimmt mit dem am 28.10.2009 
gefassten Beschluss des Rates überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 29.10.2009 

gez.  
Böckelühr 
Bürgermeister 
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116. Bekanntmachung 

Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse vom 29.10.2009 

Präambel 
I. Geschäftsführung des Rates 

1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

§ 1 Einberufung der Ratssitzung 
§ 2 Ladungsfrist 
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung  
§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung 
2. Durchführung der Ratssitzungen 

a) Allgemeines 
§ 6 Öffentlichkeit der Ratssitzungen 
§ 7 Vorsitz 
§ 8 Beschlussfähigkeit 
§ 9 Befangenheit von Ratsmitgliedern 
§ 10 Teilnahme an Sitzungen 
b) Gang der Beratungen 

§ 11 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 
§ 12 Redeordnung 
§ 13 Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 14 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 
§ 15 Anträge zur Sache 
§ 16 Abstimmung 
§ 17 Fragerecht der Ratsmitglieder 
§ 18 Fragerecht von Einwohnern 
§ 19 Wahlen 
c) Ordnung in den Sitzungen 

§ 20 Ordnungsgewalt und Hausrecht 
§ 21 Ordnungsruf und Wortentziehung 
§ 22 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 
§ 23 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 

§ 24 Niederschrift 
§ 25 Unterrichtung der Öffentlichkeit 

 
II. Geschäftsführung der Ausschüsse 

§ 26 Grundregel 
§ 27 Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 
§ 28 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

 
III. Fraktionen 

§ 29 Bildung von Fraktionen 
§ 30 Informationsrecht der Fraktionen 

 
IV. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

§ 31 Datenschutz 
§ 32 Datenverarbeitung 
§ 33 Schlussbestimmungen 
§ 34 Inkrafttreten 
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Präambel 

Der Rat der Stadt Schwerte hat in seiner Sitzung am 28.10.2009 folgende Geschäftsordnung beschlossen: 

I. Geschäftsführung des Rates 

1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

§ 1  
Einberufung der Ratssitzung 

(1) Der Bürgermeister beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage erfordert, jedoch soll er den Rat 
wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände 
dies verlangen. 

(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer schriftlichen Einladung an alle Ratsmitglieder sowie 
an die Beigeordneten. Die Einladung erfolgt in schriftlicher Form. Auf Antrag kann an Stelle einer 
schriftlichen Einladung diese auch auf elektronischem Wege erfolgen. In diesem Fall hat das jeweilige 
Ratsmitglied sowie der jeweilige Beigeordnete/die jeweilige Beigeordnete eine entsprechende elektroni-
sche Adresse, an der die Einladungen übermittelt werden sollen, anzugeben. 

(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr können Erläuterungen zu den einzel-
nen Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beigegeben werden. Die Übersendung dieser Vorlagen rich-
tet sich nach der jeweiligen Form der Übersendung im Sinne von § 1 Absatz 2 der Geschäftsordnung. 
Vorlagen, die für nichtöffentliche Sitzungen bestimmt sind, können nur dann auf elektronischem Wege 
übermittelt werden, wenn sichergestellt ist, dass ein unberechtigter Zugriff Dritter auf diese Dateien nicht 
möglich ist. 

§ 2  
Ladungsfrist 

(1) Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens zehn volle Tage vor dem Sitzungstag, den Tag der 
Absendung nicht eingerechnet, zugehen. 

(2) In besonders dringenden Fällen kann die Ladungsfrist bis auf drei volle Tage gekürzt werden. Die 
Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 

(3) Absatz 1 und 2 gelten sowohl für die schriftliche Übersendung als auch die Übersendung in elektroni-
scher Form. 

§ 3  
Aufstellung der Tagesordnung 

(1) Der Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. Er hat dabei Vorschläge aufzunehmen, die ihm in 
schriftlicher Form spätestens am 14. Tag vor dem Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der Rats-
mitglieder oder einer Fraktion vorgelegt werden. 

(2) Der Bürgermeister legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte fest und bestimmt 
unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, welche Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher Sit-
zung behandelt werden sollen. 

(3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, weist der 
Bürgermeister in der Tagesordnung darauf hin, dass die Angelegenheit durch Geschäftsordnungsbe-
schluss vom Rat von der Tagesordnung wieder abzusetzen ist. 
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§ 4  
Öffentliche Bekanntmachung 

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom Bürgermeister rechtzeitig öffentlich bekannt zu 
machen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfür vorschreibt. 

§ 5  
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverzüglich, spätestens 
bis zu Beginn der Sitzung, dem Bürgermeister mitzuteilen. 

(2) Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 

2. Durchführung der Ratssitzungen 

a) Allgemeines 

§ 6  
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. Jedermann hat das Recht, als Zuhörer an öffentlichen Ratssit-
zungen teilzunehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse gestatten. Die Zuhörer sind - außer in den 
Fällen des § 18 (Fragerecht von Einwohnern) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an 
den Verhandlungen des Rates zu beteiligen. 

(2) Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Ratsarbeit verpflichtet zur behutsamen Anwendung der Nichtöf-
fentlichkeit. 

Für folgende Angelegenheiten wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen: 

a) Personalangelegenheiten, 

b) Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken durch die Gemeinde; dies gilt auch für Pacht, Miete 
oder ähnliche Rechtsgeschäfte, durch die der Gemeinde Rechte an einer Liegenschaft verschafft wer-
den bzw. die Gemeinde solche Rechte Dritten verschafft, 

c) Auftragsvergaben, 

d) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 

e) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 

f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der Beratung der im allgemeinen Berichts-
band (§ 101 Absatz 3 GO) enthaltenen Prüfungsergebnisse (§ 94 Absatz 1 GO), 

g) Prozessangelegenheiten. 

Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Gründe des öffentlichen Wohls noch berechtigte Ansprüche oder 
Interessen Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

(3) Darüber hinaus kann auf Antrag eines Ratsmitgliedes oder auf Vorschlag des Bürgermeisters für einzel-
ne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Anträge und Vorschläge auf Ausschluss 
der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher Sitzung begründet und beraten werden. Falls dem An-
trag oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist die Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, 
dass in nichtöffentlicher Sitzung weiter verhandelt wird (§ 48 Absatz 2, SATZ 3 GO). 

(4) Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, soweit nicht schützenswerte Interessen Einzelner oder 
Belange des öffentlichen Wohls überwiegen; erforderlichenfalls ist die Öffentlichkeit auszuschließen. 
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§ 7  
Vorsitz 

(1) Der Bürgermeister führt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner Verhinderung übernimmt sein Stellvertreter 
den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 
Absatz 2 GO. 

(2) Der Bürgermeister hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er handhabt die Ordnung in der 
Sitzung und übt das Hausrecht aus (§ 51 GO). 

§ 8  
Beschlussfähigkeit 

(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Bürgermeister die ordnungsgemäße Einberufung sowie die 
Beschlussfähigkeit der Versammlung fest und lässt diese in der Niederschrift vermerken. Der Rat ist be-
schlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt als be-
schlussfähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist (§ 49 Absatz 1 GO). 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Rat zur Behand-
lung über denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig, wenn bei der zweiten Einberufung auf diese Bestimmung ausdrücklich hingewiesen wor-
den ist (§ 49 Absatz 2 GO). 

§ 9  
Befangenheit von Ratsmitgliedern 

(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 50 Absatz 6, 43 Absatz 2, 31 GO von der Mitwirkung an der 
Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den Ausschließungsgrund vor Eintritt in 
die Verhandlung unaufgefordert dem Bürgermeister anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei 
einer öffentlichen Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sit-
zungsraumes aufhalten. 

(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, ob ein Ausschließungsgrund besteht. 

(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Absatz 1, so stellt der Rat dies durch 
Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

(4) Die Regelungen gelten auch für den Bürgermeister mit der Maßgabe, dass er die Befangenheit dem 
Stellvertretenden Bürgermeister vor Eintritt in die Verhandlungen anzeigt. 

§ 10  
Teilnahme an Sitzungen 

(1) Der Bürgermeister und die Beigeordneten nehmen an den Sitzungen des Rates teil. Der Bürgermeister ist 
berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion verpflich-
tet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind hierzu 
verpflichtet, falls es der Rat oder der Bürgermeister verlangt (§ 69 Absatz 1 GO). 

(2) Mitglieder der Ausschüsse können an den nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhörer teilnehmen. 
Sie haben sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufzuhalten. Die Teilnahme 
als Zuhörer begründet keinen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sitzungs-
geld (§ 48 Absatz 4 GO). 
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b) Gang der Beratungen 

§ 11  
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

(1) Der Rat kann beschließen,  

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 

b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 

c) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 

Die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungspunktes in die 
nichtöffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich um eine geheimhaltungsbedürftige Ange-
legenheit im Sinne von § 6 Absatz 2 bis 4 GeschO handelt. 

(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert werden, wenn es sich um 
Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von äußerster Dringlichkeit sind (§ 48 
Absatz 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

(3) Ist aufgrund des Vorschlages einer Fraktion oder eines Fünftels der Ratsmitglieder eine Angelegenheit in 
die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, setzt der Rat 
durch Geschäftsordnungsbeschluss die Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in den Aufga-
benbereich der Stadt fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Absatz 3 aus der Mitte des Rates nicht ge-
stellt, so stellt der Bürgermeister von Amts wegen den Antrag und lässt darüber abstimmen. 

§ 12  
Redeordnung 

(1) Der Bürgermeister ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder beschlossenen 
Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf und stellt die Angelegenheit zur Be-
ratung. 
 
Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (§ 3 Absatz 1 GeschO), so ist zunächst den An-
tragstellern Gelegenheit zu geben, ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, 
so erhält zunächst der Berichterstatter das Wort. 

(2) Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fallen, gelten § 11 Absatz 
3 und 4. 

(3) Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch Aufheben der Hand zu melden. Melden sich 
mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der Wortmeldun-
gen. 

(4) Außerhalb der Reihenfolge erhält ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Anträge zur Geschäftsordnung 
stellen will. 

(5) Der Bürgermeister ist berechtigt, auch außerhalb der Reihenfolge das Wort zu ergreifen. 

(6) Die Redezeit beträgt im Regelfalle höchstens zehn Minuten. Sie kann durch Beschluss des Rates verlän-
gert oder verkürzt werden. Ein Ratsmitglied, sofern es sich nicht um den Sprecher einer Fraktion handelt, 
darf höchstens dreimal zum selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Anträge zur Geschäftsordnung 
bleiben hiervon unberührt. 
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§ 13  
Anträge zur Geschäftsordnung 

(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt werden. Dazu gehören 
insbesondere folgende Anträge: 

a) auf Schluss der Aussprache (§ 14), 

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 14), 

c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister, 

d) auf Vertagung, 

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung. 

(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf je ein Ratsmitglied für und gegen diesen Antrag 
sprechen. Alsdann ist über den Antrag abzustimmen. In den Fällen des § 16 Absatz 3 und des Absatz 4 
bedarf es keiner Abstimmung. Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu ent-
scheiden. Werden mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den jeweils 
weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister die Reihen-
folge der Abstimmung. 

§ 14  
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung des 
Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so 
gibt der Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt. 

§ 15  
Anträge zur Sache 

(1) Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion ist berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung Anträge zu 
stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizuführen (Anträge zur Sache). Hat eine Vor-
beratung in Ausschüssen des Rates stattgefunden, so steht ein gleiches Recht auch den beteiligten Aus-
schüssen zu. Die Anträge müssen einen abstimmungsfähigen Beschlussentwurf enthalten. 

(2) Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den nach Absatz 1 gestellten Anträgen gilt Absatz 1 Satz 3 
entsprechend. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber den Ansätzen 
des Haushaltsplanes zur Folge haben, müssen mit einem Deckungsvorschlag verbunden werden. 

§ 16  
Abstimmung 

(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürgermeister die zu dem Tagesordnungspunkt gestellten 
Sachanträge zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfällen bestimmt der 
Bürgermeister die Reihenfolge der Abstimmung. 

(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch Handzeichen. 
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(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der Mitglieder des Rates erfolgt namentliche Abstimmung. 
Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Stimmberechtigten in der Niederschrift zu 
vermerken. 

(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der Mitglieder des Rates wird geheim abgestimmt. Die 
geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. 

(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf geheime Ab-
stimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang. 

(6) Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister bekannt gegeben und in der Niederschrift festgehal-
ten. 

§ 17  
Fragerecht der Ratsmitglieder 

(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen, 
an den Bürgermeister zu richten. Anfragen sind mindestens fünf Werktage vor Beginn der Ratssitzung 
dem Bürgermeister zuzuleiten. Die Beantwortung hat schriftlich zu erfolgen, wenn der Fragesteller es 
verlangt. 

(2) Jedes Ratsmitglied ist darüber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung einer Ratssitzung 
mündliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der betreffenden Ratssitzung beziehen dürfen, 
an den Bürgermeister in Angelegenheiten der Stadt zu richten. Der Fragesteller darf bis zu zwei Zusatz-
fragen stellen. Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, kann der Fragesteller auf eine Beantwor-
tung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine schriftliche Beantwortung verwiesen werden. 

(3) Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn 

a) sie nicht den Bestimmungen der Absätze 1 oder 2 entsprechen, 

b) die begehrte Auskunft demselben oder einem anderen Fragesteller innerhalb der letzten sechs Mona-
te bereits erteilt wurde und sich keine wesentliche Änderung ergeben hat, 

c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. 

(4) Eine Aussprache findet nicht statt. 

§ 18  
Fragerecht von Einwohnern 

(1) Zu Beginn jeder Ratssitzung ist eine Einwohnerfragestunde durchzuführen. Jede/r Einwohner/-in der 
Stadt ist berechtigt, nach Aufruf des Tagesordnungspunktes mündliche Anfragen an den Bürgermeister 
zu richten. Die Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen. 

(2) Melden sich mehrere Einwohner/-innen gleichzeitig, so bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der 
Wortmeldungen. Jede/r Fragesteller/-in ist berechtigt, höchstens zwei Zusatzfragen zu stellen. 

(3) Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfalle mündlich durch den Bürgermeister. Ist eine soforti-
ge Beantwortung nicht möglich, so kann der/die Fragesteller/-in auf schriftliche Beantwortung verwiesen 
werden. Eine Aussprache findet nicht statt. 

§ 19  
Wahlen 

(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch 
Handzeichen. 
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(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder der Bürgermeister der offenen Abstim-
mung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist 
der Name des zu Wählenden anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten als 
Stimmenthaltung. 

(3) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Nein-
Stimmen gelten als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Hälfte der Stimmen, so findet zwi-
schen den Personen, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. 
Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los (§ 50 Absatz 2 GO). 

(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates gilt § 50 Absatz 3 GO. 

c) Ordnung in den Sitzungen 

§ 20  
Ordnungsgewalt und Hausrecht 

(1) In den Sitzungen des Rates handhabt der Bürgermeister die Ordnung und übt das Hausrecht aus. Seiner 
Ordnungsgewalt und seinem Hausrecht unterliegen - vorbehaltlich der §§ 21 bis 23 - dieser Geschäfts-
ordnung alle Personen, die sich während einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. Wer sich unge-
bührlich benimmt oder sonst die Würde der Versammlung verletzt, kann vom Bürgermeister zur Ord-
nung gerufen und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 

(2) Entsteht während einer Sitzung des Rates unter den Zuhörern störende Unruhe, so kann der Bürgermeis-
ter nach vorheriger Abmahnung den für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, 
wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. 

§ 21  
Ordnungsruf und Wortentziehung 

(1) Redner, die vom Thema abschweifen, kann der Bürgermeister zur Sache rufen. 

(2) Redner, die ohne Worterteilung das Wort an sich reißen oder die vorgeschriebene Redezeit trotz entspre-
chender Abmahnung überschreiten, kann der Bürgermeister zur Ordnung rufen. 

(3) Hat ein Redner bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Absatz 1) oder einen Ordnungsruf (Absatz 2) 
erhalten, so kann der Bürgermeister ihm das Wort entziehen, wenn der Redner Anlass zu einer weiteren 
Ordnungsmaßnahme gibt. Einem Redner, dem das Wort entzogen ist, darf es in derselben Ratssitzung zu 
dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden. 

§ 22  
Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

Einem Ratsmitglied, das sich ungebührlich benimmt oder die Würde der Versammlung verletzt, können 
durch Beschluss des Rates die auf den Sitzungstag entfallenden Entschädigungen (§ 45 GO) entzogen 
werden. Setzt das Ratsmitglied sein ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es für einen im Beschluss 
festzulegenden Zeitraum von dieser und weiteren Ratssitzungen ausgeschlossen werden. Der Ausschluss 
bewirkt, dass das Ratsmitglied für den festgelegten Zeitraum auch an den Sitzungen der Ausschüsse nicht 
teilnehmen darf. 

§ 23  
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 22 dieser Geschäftsordnung steht dem/der Betroffenen der Ein-
spruch zu. 
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(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaßnahme befindet alsdann der Rat in der nächsten Sitzung ohne 
die Stimme des Betroffenen. Diesem ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung des 
Rates ist dem/der Betroffenen zuzustellen. 

3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 

§ 24  
Niederschrift 

(1) Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist durch den Schriftführer eine Niederschrift aufzunehmen. Die 
Niederschrift muss enthalten: 

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder, 

b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen, 

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der Beendigung der 
Sitzung, 

d) die behandelten Beratungsgegenstände, 

e) die gestellten Anträge, 

f) die gefassten Beschlüsse und die Ergebnisse von Wahlen. 

(2) Die Niederschrift soll eine gedrängte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufes enthalten. 

(3) Der Schriftführer wird vom Rat bestellt. Soll ein Bediensteter der Stadtverwaltung bestellt werden, so 
erfolgt die Bestellung im Benehmen mit dem Bürgermeister. 

(4) Die Niederschrift wird von dem Bürgermeister und dem vom Rat bestellten Schriftführer unterzeichnet. 
Verweigert einer der Genannten die Unterschrift, so ist dies in der Niederschrift zu vermerken. Die Nie-
derschrift ist allen Ratsmitgliedern in der Form zuzuleiten, wie die Einberufung erfolgt. Dabei ist sicher-
zustellen, dass unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Niederschrift nehmen können, die in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurden. 

(5) Um die Erstellung der Niederschrift zu erleichtern, dürfen Tonbandmitschnitte von Sitzungen erfolgen. 
Sie dürfen ausschließlich von den in Absatz 4 Satz 1 genannten Personen zur Erstellung der Nieder-
schrift genutzt werden. Ist bis spätestens in der auf die Zuleitung der Niederschrift gemäß Absatz 4 Satz 
2 folgenden Ratssitzung kein Wunsch zur Änderung der Niederschrift geäußert worden, so ist der Ton-
bandmitschnitt unverzüglich zu löschen. Wird ein Änderungswunsch geäußert, so kann zur Klärung der 
Berechtigung dieses Wunsches bis zur nächstfolgenden Ratssitzung der Tonbandmitschnitt abweichend 
von Satz 2 von dem Ratsmitglied, das den Änderungswunsch vorträgt, vom Schriftführer und gegebe-
nenfalls auch von den in Absatz 4 Satz 1 genannten Personen gemeinsam abgehört werden, um eine güt-
liche Einigung über die Niederschrift zu erreichen. Das Ergebnis dieser Einigungsbemühungen ist dem 
Rat vorzutragen. Anschließend ist der Tonbandmitschnitt unverzüglich zu löschen. 

(6) Der Rat kann mit der Mehrheit der Anzahl seiner gesetzlichen Mitglieder beschließen, dass zu einem 
Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll aufzunehmen ist. Die Aufnahme eines Wortprotokolls zu einer 
gesamten Sitzung ist ausgeschlossen.  

(7) Unbeschadet dessen können einzelne Mitglieder des Rates beantragen, dass ihr eigener Redebeitrag zur 
Sicherung etwaiger persönlicher Haftungen gemäß § 43 Absatz 4 GO NRW  als Wortprotokoll aufge-
nommen wird. 
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§ 25  
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit in geeigneter 
Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der Bürgermeister den Wortlaut eines vom 
Rat gefassten Beschlusses in öffentlicher Sitzung verliest und ihn erforderlichenfalls außerdem im un-
mittelbaren Anschluss an die Sitzung der örtlichen Presse zugänglich macht. 

(2) Außerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die vom Rat gefassten 
Beschlüsse dem Bürgermeister. 

(3) Die Unterrichtung nach den vorstehenden Absätzen gilt grundsätzlich auch für Beschlüsse des Rates, die 
in nichtöffentlicher Sitzung gefasst werden, es sei denn, dass der Rat im Einzelfall ausdrücklich etwas 
anderes beschlossen. 

II. Geschäftsführung der Ausschüsse 

§ 26  
Grundregel 

Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat geltenden Vorschriften entspre-
chend Anwendung, soweit nicht § 27 dieser Geschäftsordnung abweichende Regelungen enthält. 

§ 27  
Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 

(1) Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem Bürgermeister fest (§ 58 
Absatz 2 Satz 2 GO). Der Ausschussvorsitzende ist auf Verlangen des Bürgermeisters bzw. auf Antrag 
einer Fraktion verpflichtet, einen Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen. 

(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der Bürgermeister die Öffentlich-
keit in geeigneter Weise, ohne dass es einer öffentlichen Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschäftsord-
nung bedarf. 

(3) Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen ist über § 8 Absatz 1 Satz 2 dieser Geschäftsordnung hinaus 
nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder die Zahl der anwesenden sachkundigen 
Bürger (stimmberechtigte Ausschussmitglieder nach § 58 Absatz 3 GO) übersteigt; Ausschüsse gelten 
auch insoweit als beschlussfähig, solange ihre Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 

(4) Der Bürgermeister und die Beigeordneten sind berechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses in 
Angelegenheiten ihres Geschäftsbereiches verpflichtet, an dessen Sitzungen teilzunehmen. Sie sind be-
rechtigt und auf Verlangen mindestens eines Fünftels der Ausschussmitglieder oder einer Fraktion ver-
pflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu nehmen. 

(5) Der Bürgermeister ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er hat das Recht, mit beratender Stimme 
an den Sitzungen teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. 

(6) Ratsmitglieder können an nichtöffentlichen Sitzungen auch solcher Ausschüsse teilnehmen, denen sie 
nicht angehören. Sachkundige Bürger und sachkundige Einwohner, die zu stellvertretenden Ausschuss-
mitgliedern gewählt worden sind, können an den nichtöffentlichen Sitzungen dieses Ausschusses als Zu-
hörer teilnehmen. Im Übrigen gilt § 10 Absatz 2 dieser Geschäftsordnung entsprechend. 

(7) Die Niederschriften der Ausschusssitzungen sind allen Ratsmitgliedern und dem Bürgermeister zuzulei-
ten. Den sachkundigen Bürgern und sachkundigen Einwohnern sowie ihren Vertretern sind die Nieder-
schriften des Ausschusses, dem sie angehören, zuzuleiten. Ferner erhalten auch die stellvertretenden 
sachkundigen Bürger und die stellvertretenden sachkundigen Einwohner die schriftlichen Erläuterungen 
zu den Tagesordnungspunkten ihres Fachausschusses. 

(8) § 18 dieser Geschäftsordnung findet auf die Ausschüsse entsprechende Anwendung. 
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(9) Die Fraktionsvorsitzenden erhalten zur Information Einladungen zu allen Ausschusssitzungen und 
Sitzungen der Gesellschaften. 

§ 28  
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt werden, wenn 
innerhalb von fünf Tagen weder vom Bürgermeister noch von mindestens einem Fünftel der Ausschuss-
mitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist. Die Frist beginnt mit dem Tage nach Versendung 
der Sitzungsniederschrift. Bei Beschlüssen, deren Durchführung keinen Aufschub duldet, kann der Aus-
schuss die Einspruchsfrist bis auf 48 Stunden abkürzen, beginnend mit dem Tage nach Versendung der 
Niederschrift. In diesen Fällen enthält die Niederschrift den Vermerk "Verkürzte Einspruchsfrist". 

(2) Der Einspruch ist schriftlich unter Angabe der Gründe an den Ausschussvorsitzenden zu richten. gleich-
zeitig ist der Bürgermeister zu unterrichten. 

(3) Über den Einspruch entscheidet der Rat. 

III. Fraktionen 

§ 29  
Bildung von Fraktionen 

(1) Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Ratsmitgliedern, die sich auf der Grundlage grundsätzli-
cher politischer Übereinstimmungen zu möglichst gleichgerichtetem Wirken zusammengeschlossen ha-
ben. Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Ratsmitgliedern bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur ei-
ner Fraktion angehören. 

(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister vom Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die 
Mitteilung muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des Fraktionsvorsitzenden und seines 
Stellvertreters sowie aller der Fraktion angehörenden Ratsmitglieder enthalten. Ferner ist anzugeben, wer 
berechtigt ist, für die Fraktion Anträge zu stellen oder sonstige Erklärungen abzugeben. Unterhält die 
Fraktion eine Geschäftsstelle, so hat die Mitteilung auch die Anschrift der Geschäftsstelle zu enthalten. 

(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, können von einer Fraktion als Hospitanten aufgenommen 
werden. Bei der Feststellung der Mindeststärke einer Fraktion zählen Hospitanten nicht mit. 

(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertretenden Fraktionsvorsitz) 
sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem Bürgermeister vom Fraktionsvor-
sitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen. 

(5) Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (i. S. d. § 3 Absatz 1 und 2 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforderlichen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen zu treffen, um eine den Vorschriften des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entspre-
chende Datenverarbeitung sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflösung der Fraktion die aus 
der Fraktionsarbeit erlangten personenbezogenen Daten zu löschen (§ 19 Absatz 3 Satz 1 lit. b. Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen). 

§ 30  
Informationsrecht der Fraktionen 

(1) Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben vom Bürgermeis-
ter Auskünfte über die von diesem oder in seinem Auftrage gespeicherten Daten verlangen, soweit der 
Datenübermittlung nicht Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, ent-
gegenstehen. 

(2) Das Auskunftsersuchen ist durch den Vorsitzenden der Fraktionen schriftlich unter wörtlicher Wiederga-
be des Fraktionsbeschlusses an den Bürgermeister zu richten. 
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(3) Für die Verwertung der übermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften, insbesondere die 
Bestimmungen der Datenschutzgesetze. 

IV. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

§ 31  
Datenschutz 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, die im Rahmen der Ausübung ihrer ehren-
amtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, haben 
bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur zu dem jeweiligen, der rechtmäßigen Aufga-
benerfüllung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren. 

(2) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 

(3) Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige Datenträger, die als 
solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit vertrauli-
chen Unterlagen in Zusammenhang stehende handschriftliche oder andere Notizen. 

§ 32  
Datenverarbeitung 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Ausschüsse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so 
aufzubewahren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter (z. B. Familienangehörige, Be-
sucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesichert sind. Dieses gilt auch für den Transport der Unterlagen. 
In begründeten Einzelfällen ist der/dem Bürgermeister/in auf Verlangen Auskunft über die getroffenen 
Datensicherheitsmaßnahmen zu geben. 

(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an Dritte, ausgenommen 
im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an die/den Stellvertreter/in, ist nicht zulässig. Dies gilt auch 
für die Zeit nach Ausscheiden aus dem Rat. 

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Ausschüsse sind bei einem Auskunftsersuchen eines 
Betroffenen nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflichtet, der/dem Bürgermeister/in auf Anfrage 
schriftlich Auskunft über die bei ihnen aufgrund dieser Tätigkeit zu einer bestimmten Person gespeicher-
ten Daten zu erteilen (vgl. § 18 Absatz 1 Nr. 1 DSG NRW). 

(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese für 
die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. 

(5) Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich aller damit in Zusammenhang stehenden Unterla-
gen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Niederschrift über die Sitzung, in der der jeweilige Ta-
gesordnungspunkt abschließend behandelt wurde, genehmigt ist. 

(6) Bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung oder einem Ausschuss sind alle vertraulichen 
Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 

(7) Die Unterlagen können auch der Gemeindevertretung zur Vernichtung bzw. Löschung übergeben 
werden. 

(8) Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die Vernichtung bzw. die Löschung aller vertraulichen Unterla-
gen gegenüber der/dem Bürgermeister/in schriftlich zu bestätigen. 
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§ 33  
Schlussbestimmungen 

Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist eine Ausfertigung dieser Geschäftsordnung auszuhändigen. 
Wird die Geschäftsordnung während der Wahlzeit geändert, so ist auch die geänderte Fassung auszuhändi-
gen. 

§ 34  
Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die frühere Geschäftsordnung vom 06.03.2008 einschließlich aller Nachträge außer Kraft. 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Die vorstehende Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die o. g. Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 stimmt mit 
dem am 28.10.2009 gefassten Beschluss des Rates überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 29.10.2009 

gez.  
Böckelühr 
Bürgermeister 
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117. Bekanntmachung 

I. Nachtragssatzung vom 29.10.2009 
zur Hauptsatzung der Stadt Schwerte vom 06.03.2008 

Aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 380), hat der Rat der Stadt Schwerte mit der Mehrheit 
der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder am 28.10.2009 folgenden I. Nachtrag zur Hauptsatzung der Stadt 
Schwerte vom 06.03.2008 beschlossen: 

§ 1  

§ 6 der Hauptsatzung der Stadt Schwerte vom 06.03.2008 erhält folgende Fassung: 

§ 6  
Integrationsrat 

(1) Es wird ein Integrationsrat mit 18 Mitgliedern eingerichtet, davon aus 12 gemäß § 27 Absatz 2 Satz 1 
GO NRW  direkt gewählten Mitgliedern  und 6 gemäß § 27 Absatz 2 Satz 3 GO NRW vom Rat bestell-
ten Ratsmitgliedern.  

(2) Weiteres regelt die Satzung des Integrationsrates. 

§ 2  

Die I. Nachtragssatzung vom 29.10.2009 zur Hauptsatzung der Stadt Schwerte vom 06.03.2008 tritt am Tage 
nach der Bekanntmachung in Kraft. 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Der vorstehende I. Nachtrag zur  Hauptsatzung der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Der I. Nachtrag zur  Hauptsatzung der Stadt Schwerte vom 29.10.2009 stimmt mit dem am 28.10.2009 
gefassten Beschluss des Rates überein. 
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Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 29.10.2009 

gez.  
Böckelühr 
Bürgermeister 
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118. Bekanntmachung 

Kultur- und Weiterbildungsbetrieb der Stadt Schwerte 
- Anstalt des öffentlichen Rechts - 

Jahresabschluss 2008 

Aufgrund der Vorschrift des § 108 Absatz 2 Nr. 1c GO NW wird folgendes bekannt gemacht: 

Der Verwaltungsrat des Kultur- und Weiterbildungsbetriebes der Stadt Schwerte, Anstalt des öffentlichen 
Rechts, hat in seiner Sitzung am 24.09.2009 den Jahresabschluss zum 31.12.2008 wie folgt festgestellt: 

1. Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 
 
Der vom Vorstand des Kultur- und Weiterbildungsbetriebes der Stadt Schwerte aufgestellte und von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO WESTFALEN-REVISION GmbH Dortmund mit unein-
geschränktem Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 31.12.2008 einschließlich des 
Lageberichtes wird gemäß  
der §§ 6 Absatz 3 Buchst. g und 11 Absatz 2 der Satzung des Kultur- und Weiterbildungsbetriebes 
festgestellt. 
 
Die Bilanzsumme zum 31.12.2008 beträgt 10.609.375,82 €. 

2. Jahresverlust 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung weist zum 31.12.2008 einen Jahresverlust von 
116.181,49 € aus. Der Jahresverlust ist mit der Kapitalrücklage zu verrechnen. 

3. Entlastung 
 
Dem Vorstand des Kultur- und Weiterbildungsbetriebes der Stadt Schwerte wird gemäß § 6 Absatz 3 
Buchst. i der Satzung des Kultur- und Weiterbildungsbetriebes für das Jahr 2008 Entlastung erteilt. 

Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW hat folgenden Wortlaut: 

„Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NW gesetzlicher Abschlussprüfer des Betriebes Kultur- und Weiterbil-
dungsbetrieb der Stadt Schwerte AöR. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2008 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO-Westfalen-Revision GmbH, Dortmund, bedient. 

Diese hat mit Datum vom 30.06.2009 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt: 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Kultur- und Weiterbildungsbetrieb der Stadt 
Schwerte AöR, Schwerte, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2008 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Anstalt. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 114a GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
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Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Anstalt sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich-
tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Anstalt. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.“ 

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO-Westfalen-Revision 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 
3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungs-
pflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 

GPA NRW 

Abschlussprüfung - Beratung - Revision 

Im Auftrag 

Gregor Loges“ 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2009 in den 
Geschäftsräumen des  
 
Kultur- und Weiterbildungsbetriebes der Stadt Schwerte, Kötterbachstr. 2, 58239 Schwerte,  

während der folgenden Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus:  

Mo. – Fr.: 08:30 bis 12:00 Uhr 

Mo. – Do.: 13:30 bis 15:30 Uhr. 

Schwerte, 29.10.2009 

gez.  
Klaus Kilian 
Vorstand 
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